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Heimvertrag

Zwischen dem

Landschaftsverband Rheinland als Träger der

Rheinischen Kliniken Bedburg-Hau /Pflegeeinrichtung (Heimträger)

Bahnstraße 6, 47551 Bedburg-Hau (Adresse)

- nachstehend „Heim“ genannt -

vertreten durch

die Betriebsleitung,

diese vertreten durch

die Leiterin/den Leiter der Pflegeeinrichtung/Heimleitung

und

Herrn / Frau

wohnhaft in 

- nachstehend „Bewohnerin/Bewohner“ genannt -

vertreten durch     

(gesetzlicher Vertreter/Betreuer/Bevollmächtigter)

wird mit Wirkung zum                      folgender Heimvertrag abgeschlossen:

§ 1 Vertragsgegenstand

Dieser Vertrag regelt die gegenseitigen Rechte und Pflichten der Vertragsparteien bei einem dauernden Heimaufenthalt der Bewohnerin/des Bewohners.

1. Ziel des Vertrages ist es, der Heimbewohnerin/dem Heimbewohner Unterkunft, Pflege und Betreuung zu gewähren, die ihr/ihm ein Leben unter Wahrung ihrer/seiner Menschenwürde und Sicherung ihrer/seiner Selbstbestimmung ermöglicht.


2. Das Heim gewährt Unterkunft und übernimmt die Betreuung und Pflege der Bewohnerin/des Bewohners auf der Grundlage des Heimgesetzes und der zu ihm erlassenen Rechtsverordnungen und unter Beachtung der anderen für das Heim geltenden gesetzlichen Vorschriften.


3. Das Heim wurde durch Abschluss eines Versorgungsvertrages gemäß § 72 SGB XI mit den Pflegekassen zur Erbringung vollstationärer Pflegeleistungen zugelassen.

Der Inhalt des Versorgungsvertrages, die Bestimmungen der Pflegesatzverein-barung sowie die Regelungen des Rahmenvertrages gemäß § 75  Abs. 1 SGB XI sind verbindlich und bilden die Grundlage des Heimvertrages. Diese Vereinbarungen können zu den üblichen Bürozeiten bei der Heimleitung im Zimmer 230 eingesehen werden.


4. Das Heim ist gesetzlich verpflichtet, die Qualität seiner Leistungen zu überprüfen und weiterzuentwickeln. Das Heim wird auch regelmäßig überprüft, ob es die verbindlichen Qualitätsvorgaben einhält.


5. Unser Heim ist eine Einrichtung, die sich nachstehenden Grundsätzen verpflichtet weiß ... (Auszüge aus dem Pflegekonzept - freigestellt).

§ 2 Leistungen

Das Heim erbringt für die Bewohnerin/den Bewohner die folgenden Leistungen:

I.
Unterkunft und Verpflegung

1. Das Heim bietet der/dem jeweiligen Bewohnerin/Bewohner einen individuell gestaltbaren Wohnplatz. In Einzel- bzw. Zweibett-Zimmern steht jeder Bewohnerin/ jedem Bewohner ein ihr/ihm eindeutig zustehender und ihrer/seiner Verfügung unterliegender Wohnbereich zu.

Die Bewohnerin/der Bewohner in Zwei-Bett-Zimmern ist vor Neuvermietung des anderen Wohnplatzes anzuhören.

Das Heim verpflichtet sich und die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die Privatsphäre der Bewohnerinnen und Bewohner in ihren Zimmern zu gewährleisten.







2. Unter Geltung dieser Prinzipien wird der Bewohnerin/dem Bewohner ein Wohnplatz nach Maßgabe der folgenden Regelungen überlassen:

Der Bewohnerin/dem Bewohner wird

X
ein Wohnplatz in einem Zimmer mit       Wohnplätzen

O
ein Wohnplatz in einem Einzelzimmer

überlassen.

Das Zimmer hat           m².

Es befindet sich im        Stockwerk und trägt die Nummer 


3. O
Das Zimmer/der Wohnplatz ist nicht möbliert.

X
Das Zimmer/der Wohnplatz kann von der Bewohnerin/dem Bewohner in 

Abstimmung mit der Heimleitung mit eigenen Möbeln eingerichtet werden.

X
Das Zimmer/der Wohnplatz ist vollständig möbliert mit


X
Pflegebett

X
Kleiderschrank

X
Nachttisch

X
Sideboard

X
Stuhl

X
Tisch

O
__________________

X
Das Zimmer/der Wohnplatz ist ausgestattet mit


X
WC

O
Bad/WC/Dusche in gemeinsamer Nutzung mit dem Nachbarzimmer

X
Waschtisch

0  Telefonanschluss

X  Haus-/Notrufanlage

X
Antenne/Kabelanschluss

X
Rundfunk-/Fernsehanschluss

O
___________________________


4. Ein Zimmerwechsel innerhalb des Heimes erfolgt nur mit ausdrücklichem Einverständnis der Bewohnerin/des Bewohners bzw. ihres/seines Vertreters.


5. Zu den Kosten für die Unterkunft gehören auch die Wohnnebenkosten (Heizung, Kalt- und Warmwasserversorgung, Strom).


6. Für die Nutzung des Zimmers/des Wohnplatzes gelten, soweit nichts Abweichendes geregelt wird, die allgemeinen mietrechtlichen Bestimmungen. Ein Recht zur Untervermietung besteht nicht. Insbesondere ist die Bewohnerin/der Bewohner nicht berechtigt, andere Personen als Mitbewohner aufzunehmen oder das Zimmer/den Wohnplatz anderen zu überlassen.



Änderungen an dem Zimmer oder Eingriffe in dieses dürfen nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Heimes ausgeführt werden.


7. Der Bewohnerin/dem Bewohner werden folgende Schlüssel übergeben:
./.

Die Schlüsselaushändigung erfolgt gegen Quittung.

Der Verlust eines Schlüssels ist der Heimleitung umgehend zu melden.

Bei Schlüsselverlust beschafft das Heim auf Kosten der Bewohnerin/des Bewohners Ersatz.

Das Heim verfügt über einen Zentralschlüssel, um in dringenden Fällen Hilfe leisten zu können.

Nicht zur Schließanlage gehörende Schlösser dürfen aus Sicherheitsgründen nicht angebracht werden.

Bei Beendigung des Vertragsverhältnisses sind sämtliche Schlüssel an das Heim zurückzugeben.


8. Das Heim bietet der Bewohnerin/dem Bewohner unentgeltlich folgende Gemeinschaftsräume zur Begegnung und Teilnahme am Gemeinschaftsleben des Hauses an:

X
Veranstaltungsraum
X
Andachtsraum
X
Speiseraum
X
Aufenthaltsraum
X
Wohnflur mit Kommunikationsbereich
X
Terrasse
X
Grünanlage
X
Fußpflegeraum
X
Raum für Gymnastik, Therapie
X
Leseraum
X
Fernsehraum
O
___________________________________


9. Die Heimleitung in Kooperation mit der Abteilungs- bzw. Stationsleitung ist verantwortlich für die Gestaltung einer wohnlichen Atmosphäre im Hause, für die Raumpflege, für die Beratung der Bewohnerinnen und Bewohner in hauswirtschaftlichen Angelegenheiten sowie für die Wäscheversorgung.

Die Raumpflege umfasst die regelmäßige Reinigung des Zimmers und des Bades sowie aller Räumlichkeiten des Heimes.

Das Heim überlässt der Bewohnerin/dem Bewohner auf Wunsch erforderliche Flachwäsche (z. B. Bettwäsche, Handtücher). Eigene Bettwäsche und eigene Handtücher können von der Bewohnerin/dem Bewohner zur Nutzung im Heim mitgebracht werden. Die Wäsche, die mitgebracht wird, ist mit dem Namen der Bewohnerin/des Bewohners und des Heimes zu kennzeichnen.

Zur Wäscheversorgung gehört die Reinigung und Instandhaltung von Bettwäsche, Hand- und Badetüchern sowie das maschinelle Waschen und Bügeln der persönlichen Wäsche und Bekleidung.

Handwäsche und chemische Reinigung von Kleidungsstücken sind Zusatzleistungen (vergleiche § 2 Ziffer III), die gesondert beauftragt und in Rechnung gestellt werden.


10. Das Heim gewährleistet, dass die Küche die Mahlzeiten aufgrund ernährungs-wissenschaftlicher Erkenntnisse unter Berücksichtigung der Wünsche und Bedürfnisse der Bewohner zubereitet.

Das Essen wird im Esszimmer dergestalt serviert, dass die Bewohnerinnen und Bewohner in einer kultivierten Atmosphäre ihre Mahlzeiten einnehmen können.

Bei Behinderung und Krankheit wird auf die besonderen Bedürfnisse der Bewohnerinnen und Bewohner Rücksicht genommen und ihren Fähigkeiten und Gewohnheiten Rechnung getragen. Im Krankheitsfalle und pflegebedingter Unfähigkeit, die Mahlzeiten im Esszimmer einzunehmen, werden die Mahlzeiten im Zimmer/am Wohnplatz der Bewohnerin/des Bewohners ohne Aufpreis serviert und ihr/ihm die notwendigen Hilfen bei der Einnahme der Mahlzeiten angeboten.

Das Heim bietet der Bewohnerin/dem Bewohner folgende im Entgelt enthaltene Mahlzeiten an:

X
Frühstück
X
Mittagessen (3-Gänge-Menü)
X
Abendessen
X
Zwischenmahlzeit
X
Kaffee und Kuchen
X
Getränke (wie Mineralwasser, Tee, Kaffee und Säfte) zur Deckung des 

täglichen Flüssigkeitsbedarfs)
O
______________________________

Bei Bedarf oder nach ärztlicher Anordnung wird Schonkost oder Diätkost angeboten. Angeboten wird auch Vollwertkost und vegetarisches Essen.


11. Die Instandhaltung der hauseigenen Anlagen und Einrichtungsgegenstände in den Zimmern der Bewohnerinnen und Bewohner gehört zu den Obliegenheiten des Heimes.

Zu den Aufgaben des Heimes gehört auch die Hilfestellung und Beratung bei der Gestaltung und Erhaltung des persönlichen Wohnraumes der Bewohnerinnen und Bewohner.

Für die Instandhaltung der selbst eingebrachten Einrichtungsgegenstände ist die Bewohnerin/der Bewohner verantwortlich.


12. Der Verwaltung obliegt die bewohnerbezogene Administration. Sie rechnet die Heimkosten ab und erstellt die Abrechnungen über Zusatzleistungen. Auf Wunsch berät sie die Bewohnerinnen und Bewohner sowie Angehörigen in Fragen der Kostenabrechnung und des Umgangs mit Kassen und Behörden.



In Ausnahmefällen kann die Bewohnerin/der Bewohner bzw. dessen Vertreter das 
Heim beauftragen, einen vom jeweiligen Sozialamt ausgezahlten Barbetrag/Zusatzbarbetrag im Interesse der Bewohnerin/des Bewohners auf sogenannten Eigengeldkonten zu verwalten. Das alleinige uneingeschränkte Verfügungsrecht der Bewohner wird hierdurch nicht berührt. Die Verwaltung erfolgt unentgeltlich. Eine Abrechnung wird durch das Heim vierteljährlich vorgenommen.
Sparkonten sind von der Bewohnerin/dem Bewohner bei dem Geldinstitut ihrer/ seiner Wahl zu verwalten.

Auf Wunsch der Bewohnerin/des Bewohners nimmt die Verwaltung die Post für sie/ihn entgegen. Hierzu stellt die Bewohnerin/der Bewohner eine Postvollmacht aus.


13. Die Bewohnerin/der Bewohner erhält die notwendigen Hilfen bei Heimeinzug, Gestaltung ihres/seines Wohn- und Lebensraumes und bei der Orientierung im Heim.

Ein Angebot besteht auch darin, den Bewohnerinnen und Bewohnern - soweit aufgrund ihres Gesundheitszustandes möglich - Gelegenheit zu geben, an kulturellen, religiösen und sozialen Angeboten im Stadtteil/Gemeinde teilzunehmen. Das Heim bietet auch spezielle Freizeitangebote und kulturelle Veranstaltungen im Hause an.

Soweit Entgelte für besonders kostenintensive Veranstaltungen erhoben werden müssen, werden diese bei der Ausschreibung der Veranstaltung bekannt gegeben.

Das Heim stellt Religionsgemeinschaften, die Angebote für die Bewohnerinnen und Bewohner machen, Räume im Rahmen der bestehenden Möglichkeiten unentgeltlich zur Verfügung.

Darüber hinaus wird die Unterstützung von Angehörigen und ihre Beratung, die Zusammenarbeit mit Behörden, Gerichten und gesetzlichen Betreuern sichergestellt.

II.
Pflege und Betreuung
1. Das Heim nimmt Aufgaben der Pflege nach dem SGB XI und dem BSHG wahr.

Die Leistungen entsprechen dem allgemein anerkannten Stand medizinisch-pflegewissenschaftlicher Erkenntnisse.

Ziel der angebotenen Pflege ist es, der Bewohnerin/dem Bewohner Hilfe zur Erhaltung und Erlangung höchstmöglicher Selbstbestimmung und Unabhängigkeit zu geben und dabei ihre/seine persönlichen Bedürfnisse und Gewohnheiten zu respektieren.

Die Pflegeberatung und -planung erfolgt durch eine Pflegefachkraft.

Entsprechend den Hilfewünschen und dem individuellen Hilfebedarf werden der Bewohnerin/dem Bewohner - je nach Pflegestufe bzw. Pflegeklasse - Pflegemaßnahmen entsprechend des Qualitätssicherungskatalogs gemäß § 80 SGB XI z. B. zur

x 
Sicherung der Umgebung der  Bewohner und Bewohnerin
X
Hilfe beim Aufstehen und Zubettgehen
X
Unterstützung der Atmung
X
Unterstützung bei der Ausscheidung
X
Unterstützung bei Essen und Trinken
X
Unterstützung bei Bekleiden und Körperpflege
X
Unterstützung bei Regulation der Körpertemperatur
X
Unterstützung der Lebensgestaltungsmöglichkeiten
X
Unterstützung bei der Fortbewegung
X
Unterstützung des Schlafes
X
Hilfe bei der Benutzung von Hilfsmitteln
X
Hilfe bei der Beschaffung von Medikamenten
O
________________________________________________________

angeboten.

Das Heim und seine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter verpflichten sich, die Lebensgewohnheiten der Bewohnerinnen und Bewohner zu berücksichtigen und das Prinzip der Freiwilligkeit von Pflegeleistungen seitens der Bewohnerinnen und Bewohner zu achten.

Sollte die Bewohnerin/der Bewohner durch Krankheit oder Behinderung am Ausdruck seines Willens gehindert sein oder ist der Wille nicht erkennbar, so wird das Heim nach Absprache mit den der Bewohnerin/dem Bewohner nahestehenden Menschen bzw. Bevollmächtigten oder gesetzlichen Vertretern so im Sinne der Bewohnerin/des Bewohners handeln, wie er selbst entscheiden würde, wenn er es könnte.


2. Zu den Leistungen der Pflege gehören

X
Hilfen bei der Körperpflege
X
Hilfen bei der Ernährung
X
Hilfen bei der Mobilität

Näheres hinsichtlich der Leistungen ergibt sich aus den jeweils gültigen Versorgungs- und Rahmenverträgen gemäß §§ 72 und 75 SGB XI.


3. Die Planung der Pflege erfolgt gemeinsam mit der Bewohnerin/dem Bewohner und/ oder von ihr/ihm benannten Person ihres/seines Vertrauens.

In der gemeinsamen Pflegeplanung wird festgelegt, in welchen Abständen gemeinsam mit der Bewohnerin/dem Bewohner und/oder eines von ihr/ihm benannten Person ihres/seines Vertrauens die Erreichung der Pflegeziele und die Zufriedenheit der Bewohnerin/des Bewohners mit der Pflege erörtert werden.

Das Heim wird bei der Pflegeplanung in Zusammenarbeit mit dem behandelnden Arzt auf Möglichkeiten der Rehabilitation achten und zur Sicherung des Rehabilitationserfolges mit dem behandelnden Arzt und Therapeuten zusammenarbeiten.


4. Zuordnung zu Pflegestufen und Pflegeklassen

X
Die Bewohnerin /der Bewohner wurde durch Bescheid der Pflegekasse vom 

                     in Pflegestufe bzw. Pflegeklasse          eingestuft.

5. O
Die Bewohnerin/der Bewohner wurde mit ihrem/seinem Einverständnis nach 

gemeinsamer Beurteilung des MDK und der Pflegedienstleitung am 

_________________ der Pflegeklasse ______________ zugeordnet.

Der Umfang der Pflege ergibt sich einerseits aus der jeweiligen Zuordnung zu einer Pflegestufe oder Pflegeklasse (bei Leistungen der Pflegeversicherung) bzw. andererseits aus dem gemeinsamen, ggf. vom Sozialhilfeträger bestätigten Pflegebedarf.

Die einzelnen Pflegeleistungen werden mit der Bewohnerin/dem Bewohner und/ oder einer von ihr/ihm benannten Person seines Vertrauens vereinbart. Dies betrifft Umfang, Inhalt und Art und Weise der Pflege.


6. Die Pflegeleistungen werden dokumentiert. Die Bewohnerin/der Bewohner oder die von ihr/ihm benannte Person des Vertrauens haben das Recht zur Einsichtnahme in die Pflegedokumentation.


7. Das Heim ist verpflichtet, die Pflege an den jeweiligen Gesundheitszustand der Bewohnerin/des Bewohners anzupassen (vergleiche § 6).

III.
Zusatzleistungen
1. Zusatzleistungen (§ 88 SGB XI) auf Wunsch der Bewohnerin/des Bewohners werden gesondert vereinbart und abgerechnet; die aktuellen Preise können dem bei der Heimleitung einzusehenden Leistungskatalog entnommen werden. Die jeweilige Vereinbarung und deren Änderung werden Bestandteile dieses Vertrages.


2. Folgende Zusatzleistungen werden aufgrund spezieller Vereinbarung mit der Bewohnerin/dem Bewohner erbracht:

O
Friseur
O
medizinische Fußpflege
O
Telefonanschluss
O
Besorgungen außerhalb der vom Heim angebotenen Dienste
O
_______________________________________________________


3. Zusatzleistungen können jederzeit mit einer Frist von zwei Wochen zum Monatsende gekündigt werden. Änderungen im gegenseitigen Einvernehmen sind jederzeit möglich.

IV.
Medizinische Leistungen; Leistungen der medizinischen Behandlungspflege
1. Das Heim garantiert die freie Arztwahl der Bewohnerinnen und Bewohner.

Auf Wunsch ist es den Bewohnerinnen und Bewohnern bei der Vermittlung ärztlicher Hilfe behilflich. Die medizinische Behandlung kann durch die Ärzte der Rheinischen Kliniken Bedburg-Hau erfolgen, wenn die Bewohnerin/der Bewohner dies wünscht.





Die Leistungen des Arztes sind jedoch nicht Gegenstand dieses Vertrages. Die Kosten für ärztliche Leistungen werden vom behandelnden Arzt im Falle des Bestehens der gesetzlichen Krankenversicherungspflicht mit der entsprechenden Krankenkasse abgerechnet, ansonsten unmittelbar mit der Bewohnerin/dem Bewohner.


2. Die Leistungen der medizinischen Behandlungspflege werden von den behandelnden Ärzten der Bewohnerinnen und Bewohner schriftlich verordnet und von den Pflegekräften des Heimes durchgeführt, wenn entsprechend qualifiziertes Personal vorhanden ist.

Für die Veranlassung bzw. Verordnung und der eventuellen Durchführung der behandlungspflegerischen Leistungen trägt der jeweilige behandelnde Arzt die Verantwortung.


3. Auf Veranlassung der behandelnden Ärzte dürfen Leistungen der medizinischen Behandlungspflege nur unter folgenden Voraussetzungen angeboten und durchgeführt werden:

-
wenn sie vom behandelnden Arzt veranlasst sind und dies vom Arzt dokumentiert

       ist                   

-
wenn die persönliche Durchführung durch den behandelnden Arzt nicht 
erforderlich ist;

-
wenn für die Durchführung entsprechend qualifizierte Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter zur Verfügung stehen;

-
wenn der Mitarbeiterin/dem Mitarbeiter im Einzelfall kein Weigerungsrecht 
zusteht;

-
wenn die Bewohnerin/der Bewohner mit der Durchführung der Maßnahme durch  

       Pflegekräfte des Heimes einverstanden ist und im übrigen in die ärztliche     

       Heilbehandlungsmaßnahme  eingewilligt hat.                                                                                                                              


4. Der Umfang der angebotenen Leistungen der medizinischen Behandlungspflege ergibt sich aus dem Versorgungs- und Rahmenvertrag gemäß §§ 72, 75 SGB XI.

Darüber hinausgehende Leistungen der medizinischen Behandlungspflege dürfen nur durch die behandelnden Ärzte erbracht werden.


5. Die Einrichtung erbringt Leistungen der medizinischen Behandlungspflege im Rahmen des SGB XI in der jeweils gültigen Fassung.

6. Das Heim führt eine Pflegedokumentation (vergleiche bereits § 2 II 5), in der insbesondere auch die ärztlichen Verrichtungen und die ärztlich delegierten Aufgaben dokumentiert werden.


7. Ärztlich delegierte Leistungen der medizinischen Behandlungspflege können vom Heim nur erbracht werden, wenn dadurch die Leistungen der Pflege im erforderlichen Umfang und in der erforderlichen Qualität nicht gefährdet werden.

Das Heim verpflichtet sich, die Ärzte rechtzeitig davon zu unterrichten, wenn bestimmte Maßnahmen der medizinischen Behandlungspflege von Pflegekräften nicht erbracht werden können.

Die Versorgung der Patienten mit den notwendigen Medikamenten erfolgt durch die Apotheken. Das Heim übernimmt auf Wunsch der Bewohnerin/des Bewohners die Bestellung sowie die Verwaltung und Aufbewahrung der Medikamente.

V.
Pflegehilfsmittel; therapeutische Leistungen
1. Das Heim stellt der Bewohnerin/dem Bewohner die erforderlichen Pflegehilfsmittel im Sinne des § 40 SGB XI zur Verfügung:

O
Pflegelifter
X
Pflegebetten
O
Pflegebettenzurichtungen
O
Umsetz- und Hebehilfen
X
Badewannenlifter
X
Pflegebettenzubehör
O
Pflegebett-Tische
X
Lagerungskeile
X
Schieberollstühle
X
Bade- und Duschhilfen
X
Toilettenhilfe
X
Bettpfannen/Urinflaschen
X
saugende Bettschutzeinlagen
O
_______________________________________

Medizinische Hilfsmittel im Sinne des § 33 SGB V werden vom Heim grundsätzlich nicht zur Verfügung gestellt, es sei denn, das Heim verfügt tatsächlich über ein geeignetes Hilfsmittel für die jeweilige Bewohnerin/den jeweiligen Bewohner. Für die Verordnung der medizinischen Hilfsmittel ist der behandelnde Arzt und für ihre Leistungen die Krankenkasse der Bewohnerin/des Bewohners zuständig. Das Heim wird nach Absprache mit der Bewohnerin/dem Bewohner den Arzt auf die Erforderlichkeit medizinischer Hilfsmittel hinweisen.

2. Im Rahmen der Betreuung kommen für die Bewohnerinnen und Bewohner Maßnahmen der medizinischen Rehabilitation in Betracht. Hierzu gehören Leistungen der Physiotherapie (Krankengymnastik), Ergotherapie (Beschäftigungstherapie) und Logopädie (Sprachtherapie).

Diese therapeutischen Leistungen sind nicht Bestandteil des Vertrages. Sie bedürfen einer gesonderten Vereinbarung über Umfang und Entgelt. Sie werden vom Heim aufgrund von Versorgungsverträgen mit den Krankenkassen auf ärztliche Verordnung gewährt bzw. durch externe Therapeuten auf Verordnung des Arztes erbracht.

§ 3 Entgelte
1. Das Heim ist berechtigt, für seine Leistungen der Bewohnerin/dem Bewohner bzw. dem kostenerstattungspflichtigen Dritten Entgelte zu berechnen, die es bei wirtschaftlicher Betriebsführung ermöglichen, den Versorgungsauftrag zu erfüllen.

Die Entgelte für die Leistungen richten sich grundsätzlich nach den Vereinbarungen, die zwischen dem Heim und den öffentlichen Leistungsträgern (Pflegekassen, Sozialhilfeträger) nach den einschlägigen Vorschriften des SGB XI und des BSHG vereinbart sind.

Die Entgelte für die Leistungen sind für alle Heimbewohnerinnen und -bewohner nach einheitlichen Grundsätzen bemessen.


2. Die Bewohnerinnen und Bewohner bzw. deren Vertreter haben das Recht, die Pflegesatzvereinbarungen in der jeweils gültigen Fassung beim Heimträger einzusehen.


3. Die Entgelte auf der Grundlage der Pflegesatzvereinbarungen und Vergütungsverträge mit den Leistungsträgern belaufen sich wie folgt:

a)
Hotelkosten


Das Entgelt für Unterkunft (inklusive hauswirtschaftliche

Leistungen, Haustechnik und Verwaltung) beträgt täglich    €  17,95   


Das Entgelt für Verpflegung beträgt täglich                          € 10,54                           

b)
Pflege


Das Entgelt für die allgemeinen Pflegeleistungen (inklusive soziale 
Betreuung 
und medizinische Behandlungspflege) beträgt:


in der Pflegestufe 02 täglich/monatlich
€ 75,61

in der Pflegeklasse I täglich/monatlich
€ 79,57

in der Pflegeklasse II täglich/monatlich
€ 83,53

                in der Pflegekasse III täglich/monatlich
€ 87,49

im Härtefall täglich/monatlich
€ 



c)
Investitionskosten


Das Entgelt für die nicht geförderten

Investitionskosten beträgt täglich
€ 8,64

d)
Zusatzleistungen


Die Entgelte für die Zusatzleistungen werden monatlich gesondert 
abgerechnet.


4. Ein- und Auszugstag werden jeweils voll berechnet.

Das Gesamtentgelt - ohne Zusatzleistungen - beträgt
täglich/monatlich
€  


5. Die Bewohnerin/der Bewohner trägt die Hotelkosten, die Kosten für die nicht geförderten Investitionsaufwendungen, die Kosten für Zusatzleistungen sowie die Kosten für die allgemeinen Pflegeleistungen, soweit die Pflegekasse für sie nicht in voller Höhe aufkommt.


6. Bei ergänzendem Bezug von Sozialhilfe werden die nicht von der Pflegekasse und nicht von der Bewohnerin/dem Bewohner selbst entrichteten Entgelte mit dem zuständigen Sozialhilfeträger auf der Grundlage der Pflegesatzvereinbarung unmittelbar abgerechnet.


7. Die allgemeinen Pflegeleistungen werden unmittelbar mit der Pflegekasse der jeweiligen Bewohnerin/des jeweiligen Bewohners abgerechnet.


8. Bei einem Wechsel in der Pflegekasse infolge eines verbesserten oder verschlechterten Pflege- und Gesundheitszustandes gilt nach deren einvernehmlicher Feststellung der entsprechend ermäßigte oder erhöhte Entgeltsatz. Die Höhe des neuen Entgelts wird schriftlich mitgeteilt.


9. Bei Versicherten in der privaten Pflegeversicherung, bei denen gemäß § 23 Abs. 1 Satz 3 SGB XI an die Stelle der Sachleistungen die Kostenerstattung in gleicher Höhe tritt, rechnet das Heim, welches der Versicherte mit der Durchführung der Pflege beauftragt hat, die Pflegeleistung mit dem Versicherten selbst ab. Private Pflegeversicherte können auch ihre Versicherung anweisen, unmittelbar an das Heim zu zahlen. Alle Zahlungen privater Versicherer an das Heim werden als Leistung der Bewohnerin/des Bewohners akzeptiert.


10. Abwesenheitsvergütung (Platzgebühr)

Bei Abwesenheit der Bewohnerin/des Bewohners kann eine Abwesenheits-vergütung/Platzgebühr gemäß der jeweils geltenden Vereinbarung mit den öffentlichen Leistungsträgern berechnet werden. Derzeit beträgt sie 75 % des Pflegesatzes. Für Zuschläge gilt die entsprechende Regelung.

§ 4 Zahlungen

1. Soweit das Heim der Bewohnerin/dem Bewohner nicht Leistungen der Pflegekasse gewährt (allgemeine Pflegeleistungen), ist die Bewohnerin/der Bewohner verpflichtet, das Heimentgelt zu zahlen.


2. Tritt der Sozialhilfeträger ergänzend für die Zahlung der vorgenannten Entgelte ein, erfolgt die Abrechnung zwischen Heim und Sozialhilfeträger unmittelbar. Der Sozialhilfeträger wird ermächtigt, die Zahlung direkt an das Heim zu leisten. Die Bewohnerin/der Bewohner erhält eine Abschrift der jeweiligen Abrechnung.


3. Die Entgelte für Unterkunft und Verpflegung (sogenannte Hotelkosten), nicht geförderte Investitionskosten sowie für Zusatzleistungen und ggf. die Entgelte für die allgemeinen Pflegeleistungen, die nicht von der Pflegekasse übernommen werden, trägt die Bewohnerin/der Bewohner selbst. Die Entgelte (außer für Zusatzleistungen) sind nach Zugang der Rechnung auf das Konto der Rheinischen Kliniken bei der Sparkasse Kleve Konto-Nummer 500 14 82 zu überweisen.

Der Bewohnerin/dem Bewohner wird angeboten, am bargeldlosen Zahlungsverkehr durch Einzugsermächtigung teilzunehmen.


4. Das Entgelt für die Zusatzleistungen ist  nach Zugang der Rechnung fällig. Diese Beträge sind ebenfalls auf das o. g. Konto einzuzahlen bzw. werden vertragsgemäß abgebucht.


5. Bei Nichtzahlung kommt die Bewohnerin/der Bewohner 30 Tage nach Fälligkeit und Zugang der Rechnung - ohne Mahnung - in Verzug. Bei Zahlungsverzug werden Verzugszinsen erhoben. Die Verzugszinsen betragen 5 % über dem aktuellen Basiszinssatz nach § 1 des Diskontsatz-Überleitungsgesetzes (§ 288 Abs. 1 Satz 1 BGB).

§ 5 Entgelterhöhung
1. Die Entgelte für die allgemeinen Pflegeleistungen sowie für Unterkunft und Verpflegung werden in den Pflegesatzvereinbarungen gemäß §§ 84, 85 SGB XI festgelegt.

Ihre Erhöhung seitens des Heimes erfolgt mit Änderung der Pflegesatz-vereinbarungen und Vergütungsverträge durch einseitige Erklärung. Sie wird der Bewohnerin/dem Bewohner unverzüglich schriftlich vom Heim mitgeteilt.


2. Die Entgelte für die allgemeinen Pflegeleistungen für die Bewohner der sogenannten Pflegestufe 0 können durch das Heim erhöht werden, wenn sich die bisherige Berechnungsgrundlage verändert hat und das erhöhte Entgelt angemessen ist. Die Erhöhung des Entgelts bedarf der Zustimmung der Bewohnerin/des Bewohners.


3. Die nicht gedeckten, betriebsnotwendigen Investitionsaufwendungen können nach vorheriger Zustimmung der zuständigen Landesbehörde einseitig durch das Heim erhöht werden, wenn sich die bisherige Berechnungsgrundlage verändert hat und die Erhöhung angemessen ist.

4. Die Entgelte für die Zusatzleistungen können vom Heim erhöht werden, wenn sich die bisherige Berechnungsgrundlage verändert hat und die Erhöhung angemessen ist. Die Erhöhung kann einseitig durch das Heim erfolgen.


5. Die Abwesenheitsvergütung/Platzgebühr kann vom Heim einseitig erhöht werden.


6. Der Bewohnerin/dem Bewohner gegenüber ist die Erhöhung der Entgelte gemäß Ziffer 2 - 5 spätestens vier Wochen vor dem Zeitpunkt, an dem sie wirksam werden soll, schriftlich geltend zu machen und zu begründen.


7. Rückwirkende Entgelterhöhungen sind unzulässig.

§ 6 Individuelle Anpassung der Leistungen; Mitwirkungspflicht

1. Der individuelle Pflegebedarf der Bewohnerin/des Bewohners wird durch die Pflegekassen auf der Grundlage eines Gutachtens des Medizinischen Dienstes der Krankenkasse (MDK) festgestellt.

Bei Privatpflegeversicherten erfolgt die Feststellung aufgrund des Gutachtens des ärztlichen Dienstes der privaten Pflegeversicherung.

Tritt eine Änderung des Pflegebedarfs dergestalt ein, dass die Bewohnerin/der Bewohner einer anderen Pflegestufe bzw. Pflegeklasse zuzuordnen ist, so ist das Heim verpflichtet, im Einvernehmen mit der Bewohnerin/dem Bewohner der Pflegekasse den veränderten Pflegebedarf mitzuteilen und eine Änderung der Pflegestufe zu veranlassen. Auch die Zuordnung zu einer anderen Pflegeklasse erfolgt im Einvernehmen mit der Bewohnerin/dem Bewohner. Bei einer Veränderung ist die Bewohnerin/der Bewohner bzw. der Vertreter auf Verlangen des Heimes verpflichtet, einen Antrag auf Überprüfung des Pflegebedarfs durch den MDK (bzw. ärztlichen Dienst der privaten Pflegeversicherung) zu stellen. Die Bewohnerin/der Bewohner kann das Heim bevollmächtigen, die entsprechenden Anträge zu stellen; ein Widerruf der Vollmacht ist jederzeit möglich.

Ist die Bewohnerin/der Bewohner vorübergehend nicht handlungsfähig und ein rechtsgeschäftlich bestellter bzw. gesetzlicher Vertreter nicht vorhanden, stellt das Heim die Anträge für die Bewohnerin/den Bewohner.

Greift die Bewohnerin/der Bewohner die Pflegegradeinstufung durch die Pflegekasse oder Pflegeversicherung an (z. B. durch Widerspruch oder Klage), sollte die Bewohnerin/der Bewohner das Heim hierüber informieren, damit das Heim seinerseits den Leistungsumfang und Pflegebedarf überprüfen kann.


2. Damit das Heim seiner Verpflichtung zur vorrangigen Abrechnung über die Sozialleistungsträger (Pflegekassen, Sozialhilfeträger etc.) nachkommen kann, ist es erforderlich, dass die Bewohnerin/der Bewohner gegenüber den in Betracht kommenden Kostenträgern entsprechende Anträge stellt.

Für den Beginn der Sozialleistungen (z. B. SGB XI und SGB V) ist grundsätzlich der Tag der Antragstellung maßgeblich. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Verwaltung stehen den Heimbewohnerinnen und -bewohnern als Beratungshilfe zur Verfügung.

§ 7 Vertragsdauer/Kündigung

1. Der Vertrag wird auf unbestimmte Zeit abgeschlossen. Er kann bei beiderseitigem Einvernehmen oder durch Kündigung eines Vertragspartners beendet werden.


2. Die Bewohnerin/der Bewohner kann den Heimvertrag spätestens am 3. Werktag eines Kalendermonats für den Ablauf desselben Monats schriftlich kündigen. Bei einer Erhöhung des Entgelts ist eine Kündigung jederzeit für den Zeitpunkt möglich, an dem die Erhöhung wirksam werden soll. Sie/er kann aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen, wenn ihr/ihm die Fortsetzung des Heimvertrags bis zum Ablauf der Kündigungsfrist nicht zuzumuten ist.


3. Das Heim kann den Heimvertrag aus wichtigem Grund kündigen. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn

(1)
der Betrieb des Heims eingestellt, wesentlich eingeschränkt oder in seiner Art 
verändert wird und die Fortsetzung des Heimvertrags für den Träger eine Härte 
bedeuten würde;

(2)
der Gesundheitszustand der Bewohnerin/des Bewohners sich so verändert hat, 
dass ihre/seine fachgerechte Betreuung nicht möglich und die Fortsetzung des 
Vertrags dem Heim nicht mehr zuzumuten ist;

(3)
die Bewohnerin/der Bewohner ihre/seine vertraglichen Pflichten schuldhaft so 
gröblich verletzt, dass dem Heim die Fortsetzung des Vertrags nicht mehr 
zugemutet werden kann;

(4)
die Bewohnerin/der Bewohner


*
für zwei aufeinanderfolgende Termine mit der Entrichtung des Entgelts oder 

eines Teils des Entgelts, der das Gesamtentgelt für einen Monat übersteigt, 

in Verzug ist, oder


*
in einem Zeitraum, der sich über mehr als zwei Termine erstreckt, mit der 

Entrichtung des Entgelts in Höhe eines Betrags in Verzug gekommen ist, der 

das Gesamtentgelt für zwei Monate erreicht.


4. Die Kündigung durch das Heim bedarf der schriftlichen Form und ist zu begründen. Sofern die Kündigung seitens einer Bewohnerin/eines Bewohners erfolgt, die/der Leistungen der sozialen Pflegeversicherung erhält, obliegt ihr/ihm die Pflicht, rechtzeitig vor Beendigung des Vertragsverhältnisses die Pflegekasse über die Kündigung in Kenntnis zu setzen.


5. In den Fällen des Absatzes 3 Ziffer 2 - 4 kann der Träger den Vertrag ohne Einhaltung einer Frist kündigen. In den übrigen Fällen des Absatzes 3 ist die Kündigung spätestens am 3. Werktag eines Kalendermonats für den nächsten Monat zulässig.


6. Hat der Träger nach Absatz 3 Ziffer 1 und 2 gekündigt, so hat er der Bewohnerin/ dem Bewohner eine angemessene anderweitige Unterbringung zu zumutbaren Bedingungen nachzuweisen. In den Fällen des Absatzes 3 Ziffer 1 hat das Heim die Kosten des Umzugs in angemessenem Umfang zu tragen.

7. Stirbt die Bewohnerin/der Bewohner, so endet das Vertragsverhältnis mit Ablauf des Sterbetags.

§ 8 Haftung

1. Das Heim und seine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter verpflichten sich, die angebotenen Leistungen nach dem allgemein anerkannten Stand der jeweiligen Fachdisziplin zu erbringen. Bei Qualitätsmängeln und schlechter Erfüllung haftet das Heim den Bewohnerinnen und Bewohnern nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen.


2. Die Bewohnerin/der Bewohner wird auf die großen Risiken bei der Einbringung von Wertsachen hingewiesen. Das Heim haftet der Bewohnerin/dem Bewohner für eingebrachte Sachen, die in der Obhut der Bewohnerin/des Bewohners verbleiben, nur bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit.


3. Die Haftung für höhere Gewalt wird ausgeschlossen.


4. Die Bewohnerin/der Bewohner haftet dem Heim gegenüber für Vorsatz und Fahrlässigkeit.


5. Der Bewohnerin/dem Bewohner wird der Abschluss einer Privathaftpflicht-versicherung für Schäden, die innerhalb des Heimes verursacht wurden, empfohlen.


6. Über die Aufbewahrung von Wertsachen oder die Verwaltung von Geldbeträgen muss eine schriftliche Vereinbarung getroffen werden. Das Heim kann die Aufbewahrung von Wertsachen dann ablehnen, wenn diese nach dem Umfang oder nach der Höhe des Haftungsrisikos das übliche Maß überschreiten. Für Geld und Wertsachen, die der Verwaltung übergeben sind sowie für Nachlassgegenstände, haftet das Heim nur bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit.

Haftungsansprüche wegen des Verlustes oder der Beschädigung von Geld, Wertsachen und Nachlassgegenständen, die sich in Verwahrung der Verwaltung befunden haben, müssen drei Monate nach der Entlassung der Bewohnerin/des Bewohners, spätestens ein Jahr nach Erlangung der Kenntnis von dem Verlust oder der Beschädigung geltend gemacht werden.


7. Wird die Bewohnerin/der Bewohner handlungsunfähig, werden dessen Geld und Wertsachen festgestellt und verwahrt; insofern gilt die unter 6. genannte Haftungsbegrenzung.

§ 9 Hausstand, Nachlass und Räumung

1. Die Bewohnerin/der Bewohner bzw. die Betreuerin / der Betreuer ermächtigt das Heim, die eingebrachten Sachen bei Auszug oder Ableben folgenden Personen ohne Rücksicht auf deren erbrechtliche Legitimation auszuhändigen:


Durch Bewohner / Bewohnerin bzw. Betreuer / Betreuerin Ausgabe von :


______________________________________________________________


2. Wird das Zimmer/der Wohnplatz von der Bewohnerin/dem Bewohner nach Beendigung des Vertragsverhältnisses nicht geräumt, ist die Bewohnerin/der Bewohner bzw. Betreuerin der Betreuer damit einverstanden, dass das Heim nach Ablauf einer der Bewohnerin/ dem Bewohner bzw. dessen Erben gesetzten angemessenen Nachfrist berechtigt ist, die eingebrachten Sachen auf Kosten der Bewohnerin/des Bewohners bzw. dessen Erben einzulagern. In diesem Fall fertigt das Heim eine Niederschrift über die zurückgelassenen Sachen.


3. Dem Heim ist drei Tage vor Vertragsbeendigung die Möglichkeit zur Renovierung des Zimmers/des Wohnplatzes einzuräumen, es sei denn, der Bewohnerin/dem Bewohner ist dies unzumutbar.

§ 10 Datenschutz/Schweigepflicht

1. Die Bewohnerin/der Bewohner vertraut sich dem Heim und seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern an. Vertrauensgrundlage für eine gute Zusammenarbeit ist eine sensible und an den Bedürfnissen der Heimbewohnerinnen und -bewohner orientierte Gestaltung der Pflege. Im Gegenzug verpflichtet sich das Heim und seine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zur Diskretion und zu einem vertraulichen Umgang mit personenbezogenen Informationen der Heimbewohnerin/des 
-bewohners.


2. Es werden nur solche Bewohnerinformationen gespeichert, die für die Erfüllung des Heimvertrages erforderlich sind. Diese werden nur den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zugänglich gemacht, die für die entsprechenden Aufgaben zuständig sind. Insoweit stimmt die Bewohnerin/der Bewohner der Speicherung ihrer/seiner Daten zu. Die Bewohnerin/der Bewohner hat das Recht auf Auskunft, welche Daten über sie/ihn gespeichert werden.


3. Die Bewohnerin/der Bewohner willigt ein, dass der behandelnde Arzt die für die allgemeine und spezielle Pflege erforderlichen Informationen den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Heimes zur Verfügung stellt; sogenannte Entbindung von der ärztlichen Schweigepflicht. Sie/er willigt ebenfalls ein, dass dem Heim die vom Medizinischen Dienst der Krankenkassen erstellten Gutachten zur Kenntnis gegeben werden.


4. Einer Übermittlung der Daten an die jeweiligen Kostenträger zur Geltungmachung der Entgeltanteile wird ausdrücklich zugestimmt.


5. Die Bewohnerin/der Bewohner erhält Mitteilung darüber, welche Bewohnerdateien geführt werden. Insbesondere hat die Bewohnerin/der Bewohner oder der Vertreter das Recht auf Einsichtnahme in die über sie/ihn geführte Pflegedokumentation.


6. Die Heimaufsicht hat das Recht, im Rahmen ihrer Nachschautätigkeit Einsicht in die Pflegedokumentation über die Bewohnerinnen und Bewohner zu nehmen. Die Bewohnerin/der Bewohner willigt in die Einsichtnahme durch die Heimaufsicht ein.

§ 11 Schlussbestimmungen

1. Die Heimordnung ist Bestandteil dieses Vertrages. Sie kann bei der Leitung der Pflegeeinrichtung eingesehen werden. Änderungen der Heimordnung, die zeitlich nach dem Vertragsschluss liegen, werden Vertragsbestandteil, wenn sie der Bewohnerin/dem Bewohner mitgeteilt werden und wenn sie/er nicht binnen eines Monats nach Zugang widerspricht.

Die Bewohnerin/der Bewohner verpflichtet sich, von der ausliegenden Heimordnung Kenntnis zu nehmen und sie zu beachten.

Die Bewohnerin/der Bewohner hat das Recht, sich bei allen Angelegenheiten, die den Heimvertrag betreffen, bei den in der Anlage genannten Stellen beraten zu lassen oder sich über Mängel bei Erbringung der im Heimvertrag vorgesehenen Leistungen zu beschweren.

2. Eine etwaige Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen dieses Vertrages berührt die Rechtswirksamkeit im übrigen nicht.


3. Die Anlagen, die bei Vertragsunterzeichnung übergeben wurden, sind Bestandteile dieses Vertrages:

X
Einzugsermächtigung für den bargeldlosen Zahlungsverkehr
O
Testament
O
Postvollmacht
O
Vorsorgevollmacht
O
Betreuungsverfügung
O
Benennung einer Person des Vertrauens
X
Benachrichtigung im Todesfall
X
Vollmacht bezüglich Änderung der Pflegestufe/-klasse
O
Adressen der Informations- bzw. Beschwerdestellen
O
_______________________________________________________


4. Vor Abschluss dieses Vertrages ist die Bewohnerin/der Bewohner eingehend über die Art und die Ausstattung des Heims sowie das Leistungsangebot informiert worden. Ferner ist sie/er auf das Heimgesetz und die hierzu erlassenen Rechtsverordnungen hingewiesen worden.


________
_________                               ___________________________
Ort, Datum
Ort, Datum

 
__________________                             ___________________________
Heim


Bewohnerin / Bewohner





vertreten durch:


 




 ________________________________                                      

 (gesetzlicher Vertreter/Betreuer oder 


 Bevollmächtigter)


Benachrichtigung im Todesfall

In Ergänzung des Heimvertrages zwischen Frau/Herrn

__________________________________________________________________________
und

dem Landschaftsverband Rheinland vom

__________________________________________________________________________
trifft die Bewohnerin/der Bewohner bzw. deren Vertreter die nachfolgende Bestimmung:

Im Falle meines Todes sind folgende Personen zu benachrichtigen:

__________________________________________________________________________
(Name, Anschrift, Telefon-Nr.)

__________________________________________________________________________
(Name, Anschrift, Telefon-Nr.)

__________________________________________________________________________
(Name, Anschrift, Telefon-Nr.)

________
_____                                                          _______________________________

(Ort, Datum)

                                                                                (Unterschrift
Einzugsermächtigung

zum Heimvertrag

zwischen dem

Landschaftsverband Rheinland als Träger der Rheinischen Kliniken

__________________________________________________________________________
(Heimträger)

und

Herrn  /Frau in Vertreter/Betreuer/Bevollmächtigter

__________________________________________________________________________
vom

__________________________________________________________________________
Mit dieser Einzugsermächtigung wird das o. g. Heim ab sofort bis auf Widerruf berechtigt, die Entgelte für sämtliche Leistungen aus dem o. g. Vertrag im Lastschrifteinzugsverfahren von meinem

Konto-Nr.:
__________________________________________________________________
bei:

__________________________________________________________________
BLZ:

__________________________________________________________________
gemäß den vertraglichen Vereinbarungen abzubuchen.

___________
                                                  ____________________________________

(Ort, Datum)

                                                                          (Unterschrift)

Bewohnerin / Bewohner 

Bevollmächtigter, Betreuerin/Betreuer, sonstige gesetzliche/r Vertreterin/Vertreter 

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------
Information zum Bankeinzug
Durch diese Einzugsermächtigung können Sie keine Zahlung vergessen und müssen sich nicht um eine fristgerechte Erledigung kümmern.

Gegenüber dem Überweisungsauftrag (Dauerauftrag an Ihre Bank) ist das Lastschrifteinzugsverfahren für Sie vorteilhafter, weil Ihnen dieses jederzeit eine unkomplizierte Stornierungsmöglichkeit bietet.

Wir empfehlen Ihnen, sich auch von Ihrer Bank beraten zu lassen

Vollmacht bezüglich Änderung der Pflegestufe/-klasse

Hiermit wird die Leiterin/der Leiter der Pflegeeinrichtung

__________________________________________________________________________
bevollmächtigt, bei einer Änderung des Gesundheitszustandes von

Herrn  / Frau

bei der Pflegekasse einen Antrag zur Überprüfung der Pflegestufe/-klasse zu stellen.

Ort,                            Datum:

____________________, ___________________

__________________________________________________________________________
Bewohnerin/Bewohner

Bevollmächtigter, Betreuerin / Betreuer, sonstige gesetzliche/r Vertreterin/Vertreter 

__________________________________________________________________________
(Bevollmächtigter, Betreuerin/Betreuer, sonstige/r gesetzliche/r Vertreterin/Vertreter)

2 Pflege, die nicht in den leistungsrechtlichen Rahmen des SGB XI fällt.





